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liehe Beeinträchtigung eines Grundstücks zu verzeichnen, dann 
kann der Nutzungsberechtigte des beeinträchtigten Grund­
stücks gemäß § 321 Abs. 3 ZGB eine angemessene Entschädi­
gung verlangen.* 18 Eine wesentliche Beeinträchtigung liegt je­
doch nicht vor, wenn dem Berechtigten lediglich gestattet ist, 
über einen relativ kurzen Betonweg zu gehen und die Ge­
währung dieses Durchgangsredlts auch bei der Gesamtbewer­
tung des mitbenutzten Grundstücks angesichts dessen Größe 
und sonstiger Beschaffenheit nicht ins Gewicht fällt.

: Psychische Belastungen und Unannehmlichkeiten, die sich 
aus dem gespannten Verhältnis zwischen den Grundstücks­
nachbarn ergeben könnten, müssen bei der Entscheidung 
darüber, ob eine Entschädigung zu gewähren ist, ebenfalls 
außer Betracht bleiben. Der zur Gewährung des IVege- und 
Überfahrtrechts verpflichtete Grundstücksnutzer kann daher 
keine Entschädigung für etwaige Streitigkeiten beanspruchen, 
die bei der Ausübung eines Wege- und Überfahrtrechts ent­
stehen könnten.19

Zur Frage, ob die gemäß § 321 Abs. 3 ZGB zu leistende 
V angemessene Entschädigung als einmaliger Geldbetrag oder 

in Form laufender Leistungen zu zahlen ist, liegt noch keine 
veröffentlichte Rechtsprechung vor. Da oftmals nicht voraus­
zusehen ist, für welchen Zeitraum die Mitbenutzung eines 
Weges erforderlich ist, wird in der Regel die Leistung der 
Entschädigung in Form laufender jährlicher Zahlungen in 
gleichbleibender Höhe zweckmäßig sein. Die Entschädigung ist 
ein Ausgleich für die wesentliche Beeinträchtigung des mitbe­
nutzten Grundstücks und stellt sich z. B. als Beitrag zur 
Instandhaltung mitbenutzter Anlagen (z. B. eines befestigten 
Weges) dar. Wird ein Weg allein vom Eigentümer bzw. 
Nutzer des Nachbargrundstücks genutzt, dann sollte dieser 
auch zur alleinigen Unterhaltung des Weges verpflichtet 
werden.

Erlöschen von Mitbenutzungsrechten an Grundstücken

Gemäß § 322 Abs. 3 ZGB erlischt ein Mitbenutzungsrecht dann, 
wenn die Voraussetzungen für seine Begründung weggefallen 
sind oder wenn es länger als vier Jahre nicht ausgeübt 
wurde.

Diese Bestimmung findet auf sämtliche Mitbenutzungs­
rechte Anwendung, die seit dem 1. Januar 1976 nach § 321 
Abs. 1 ZGB durch Vereinbarung oder nach § 321 Abs. 2 ZGB 
durch gerichtliche Entscheidung begründet worden sind. Dabei 
ist § 322 Abs. 3 ZGB auch auf solche Mitbenutzungsrechte an­
zuwenden, die vor dem 1. Januar 1976 vereinbart wurden, 
aber nicht in das Grundbuch eingetragen worden sind — also 
auf sog. schuldrechtliche Mitbenutzungsrechte. Dies folgt dar­
aus, daß das ZGB grundsätzlich auch auf alle zivilrechtlich 
geregelten Rechtsverhältnisse anzuwenden ist, die bei seinem 
Inkrafttreten bestanden haben (§ 2 Abs. 2 Satz 1 EGZGB).

Die Voraussetzungen für die Begründung des Mitbenut­
zungsrechts sind jedoch nur dann weggefallen, wenn infolge 
des Eintritts anderer — meist wirtschaftlicher — Umstände die 
ordnungsgemäße Nutzung des dem berechtigten Grundstücks­
nachbarn gehörenden Grundstücks auch ohne die Ausübung 
des Mitbenutzungsrechts gesichert ist.20

Ein Wege- und Überfahrtrecht kann z. B. dann wegfallen, 
wenn das dem berechtigten Eigentümer gehörende Grund­
stück zur Zeit der Einräumung des Mitbenutzungsrechts keine 
Verbindung zu einem öffentlichen Weg hatte, danach aber 
eine zu diesem Grundstück führende öffentliche Straße ge­
baut worden ist.

Wurden Mitbenutzungsrechte bis zum 31. Dezember 1975 
begründet und als Grundstücksbelastungen (Grunddienstbar­
keiten, Nießbrauchsrechte oder beschränkte persönlicheDienst- 
barkeiten) in das Grundbuch eingetragen, dann sind gemäß 
§ 6 Abs. 1 EGZGB die vor dem Inkrafttreten des ZGB gelten­
den Rechtsvorschriften (§§ 1018 ff., 1030 fif. und 1090 ff. BGB 
anzuwenden. ■

Für die Ausübung dieser Rechte gelten jedoch die allge­
meinen Bestimmungen des ZGB (§ 6 Abs. 2 Satz 1 EGZGB). 
Daraus folgt, daß der Vertrag über die Begründung dieser 
Grundstücksbelastungen ggf. gemäß § 78 Abs. 1 ZGB durch 
das Gericht geändert werden kann, wenn die in dieser Vor­
schrift genannten Voraussetzungen vorliegen. Liegt der Grund­
stücksbelastung eine einseitige Erklärung des Verpflichteten

zugrunde, so kann ggf. nach § 78 Abs. 1 i. V. m. § 48 Abs. 2 ZGB 
die Änderung dieses Rechtsgeschäfts verlangt werden.

Grunddienstbarkeiten müssen für die Benutzung des 
Grundstücks des Berechtigten einen Vorteil bieten (§ 1019 BGB
i. V. m. § 6 Abs. 1 EGZGB). Ist ein solcher Vorteil nicht mehr 
vorhanden, dann kann die Grunddienstbarkeit auch nicht mehr 
ausgeübt werden. Der Eigentümer des belasteten Grundstücks 
ist dann berechtigt, die Löschung der Grunddienstbarkeit im 
Grundbuch zu verlangen.21

§ 322 Abs. 3 ZGB, wonach das Recht auf Mitbenutzung beim 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen erlischt, findet auf im 
Grundbuch eingetragene Grundstücksbelastungen, die vor 
dem Inkrafttreten des ZGB begründet worden sind, keine 
Anwendung. Bei dieser Bestimmung handelt es sich nicht um 
eine allgemeine Vorschrift des ZGB i. S. des § 6 Abs. 2 Satz 1 
EGZGB, sondern um eine spezielle Rechtsvorschrift für nach 
dem Inkrafttreten des neuen Zivilrechts begründete Mit­
benutzungsrechte.22

Wurde ein Grundstück, für dessen Bewirtschaftung die 
Ausübung eines Wege- und Überfahrtrechts erforderlich ist, 
in eine LPG eingebracht, so kann der Eigentümer des Grund­
stücks auf dieses Recht nur mit Zustimmung der LPG ver­
zichten, falls durch den Wegfall des ftechts das genossen­
schaftliche Nutzungsrecht beeinträchtigt wird. Das ergibt sich 
aus dem umfassenden Nutzungsrecht der LPG am einge- 
brachten Boden.23
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